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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Wörner, Dr. Jenninger, 

Dr. Stavenhagen, Dr. Schäuble, Burger, Dr. Prassler, Dr. Evers, Werner, Biechele 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Ducksache 7/3382 - 

betr. Äußerungen des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff zum Bau eines 
Kernkraftwerkes in Wyhl 


1. Die Bundesregierung führt in ihrer Antwort auf Drucksache 
7/3276 aus: „Die mit der Einführung der Kernenergie verbunde- 
nen Probleme bedürfen der offenen und öffentlichen Diskussion, 
um die für einen demokratischen Staat erforderliche Zustim- 
mung zu erhalten". Was versteht die Bundesregierung konkret 
unter der „für einen demokratischen Staat erforderliche Zustim- 
mung"? Wer hat nach Auffassung der Bundesregierung z. B. 
beim Bau des Kernkraftwerkes in Whyl welchen Maßnahmen 
zuzustimmen? 

2. Wie will die Bundesregierung zu dem Bau der in ihrem Energie- 
programm vorgesehenen „etwa 50 großen Kernkraftwerken, die 
bis 1985 in der Bundesrepublik Deutschland in Betrieb genom- 
men werde sollen" (vgl. Beantwortung der Frage 6 in der Ant- 
wort der Bundesregierung Drucksache 7/3276), die Zustimmung 
der Bevölkerung erlangen, so lange beispielsweise im Land- 
tag von Baden-Württemberg SPD und FDP den Gegnern des 
Kernkraftwerkes in Wyhl den Rücken stärken und der Parla- 
mentarische Staatssekretär Dr. Hauff seit Wochen in Zeitungs- 
interviews und Pressegesprächen den prinzipiellen Gegnern von 
Kernkraftwerken im Falle Wyhl Unterstützung zukommen läßt? 

3. In ihrer Antwort (Drucksache 7/3276) behauptet die Bundes- 
regierung, Staatssekretär Dr. Hauff habe im Falle Wyhl „an Ort 
und Stelle dazu beigetragen, mit der betroffenen Bevölkerung 
in einen klärenden Dialog zu treten, um eine sachliche Diskus- 
sion der Probleme der Kernenergie und eine breite Willens- 
bildung über die Beteiligung der betroffenen Bevölkerung an 
administrativen Verfahren hinaus zu ermöglichen". Welches war 
das Ergebnis dieses „klärenden Dialogs"? Inwieweit geht die 
jüngste Erklärung von Sprechern der Bürgerinitiativen in Wyhl, 
daß sie ihre Besetzungsaktionen in Wyhl fortsetzen wollten, bis 
das Kernkraftwerkprojekt auf gegeben werde, auf den „klären- 
den Dialog" mit Staatssekretär Dr. Hauff zurück? 

4. Die Bundesregierung erklärt in ihrer Antwort (Drucksache 
7/3276), „nach dem Energie-Programm der Bundesregierung 
sollten bis zum Jahre 1985 etwa 50 große Kernkraftwerke mit 
einer Gesamtleistung von 50 000 MW in Betrieb genommen 
werden". Wie verhält sich dies zu einer Erklärung von Staats- 
sekretär Dr. Hauff in einem Interview der „Badischen Zeitung" 
vom 4. März 1975, in der es heißt: „Es ist richtig, daß die Bun- 
desregierung plant, bis 1985 eine Leistung an Kernkraftwerken 
in der Größenordnung von 40 bis 45 000 MW zu installieren"? 
Wie ist in diesem Zusammenhang die weitere Erklärung von 
Staatssekretär Dr. Hauff im gleichen Zeitungsinterview zu 
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verstehen, „Voraussetzung (für die von Staatssekretär Dr. Hauff 
genannte Planung von Kernkraftwerken in der Größenordnung 
von 40 bis 45 000 MW) dafür ist aber, daß die Bevölkerung 
davon überzeugt wird und ihre Zustimmung für eine Ausbau- 
planung gefunden wird"? Bedeutet dies, daß, wenn die Zustim- 
mung der Bevölkerung zum Bau der erforderlichen Kernkraft- 
werke an den jeweiligen Standorten nicht gefunden wird, die 
von der Bundesregierung im Energie-Programm vorgesehenen 
Kernkraftwerke nicht gebaut werden sollen? Wie stellt sich die 
Bundesregierung dann die Energieversorgung in der Zukunft 
vor? 

5. Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß die Aus- 
sage von Staatssekretär Dr. Hauff im gleichen Zeitungsinter- 
view, erst wenn die Fragen der Energieeinsparung und der 
Nutzung der Sonnenenergie „befriedigend und mit äußerster 
Anstrengung bearbeitet worden sind, müsse der Restbedarf an 
Energie dann durch Kernenergie gedeckt werden", von den 
Gegnern der Kernkraftwerke so verstanden werden mußte und 
- wie die Formulierung von Staatssekretär Dr. Hauff erweist - 
auch so verstanden werden sollte, daß unser Land im Augen- 
blick den Bau von Kernkraftwerken zurückstellen sollte, bis die 
von Staatssekretär Dr. Hauff genannten Voraussetzungen „be- 
arbeitet worden sind"? 

6. Wie verhalten sich derartige Äußerungen von Staatssekretär 
Dr. Hauff in ihrer Gesamtheit zum Energie-Programm der Bun- 
desregierung, und wie verhalten sie sich zu der vom Bundes- 
kanzler und den Regierungschefs der Länder am 29. November 
1974 beschlossenen Aufforderung, die Bevölkerung über die 
Notwendigkeit des Baues von Kernkraftwerken besser als bis- 
her aufzuklären? 

Schreiben des Bundesministers für Forschung und Technologie 
vom 30. April 1975: 

Die in der Situation von Anfang März bei den baden-württem- 
bergischen Vertretern der Opposition erklärliche Anfrage darf 
ich wie folgt im Zusammenhang beantworten: 

Die Bundesregierung hat in zahlreichen Stellungnahmen erklärt, 
daß es erforderlich ist, gerade um die sichere Energieversor- 
gung auch in Zukunft nicht zu gefährden, sich mit Unsicherheit 
und Ablehnung in der Bevölkerung geduldig und gründlich 
auseinanderzusetzen. Die baden-württembergische Landes- 
regierung hat mittlerweile die Entscheidung getroffen, den Bau 
in Wyhl nicht zu beginnen und statt dessen eine Arbeitsgruppe 
einzusetzen, die sich mit einer verstärkten Aufklärung der 
Bevölkerung befassen soll. 

Dies zeigt, daß die Notwendigkeit eines vertrauensvollen Dia- 
logs mit der Bevölkerung nunmehr anerkannt wird. Der Par- 
lamentarische Staatssekretär Dr. Hauff hat die Auffassung der 
Bundesregierung zum Bau eines Kernkraftwerkes in Whyl vor 
dem zuständigen Kreistag dargelegt (vgl. Bulletin Nr. 28 vom 
28. Februar 1974, S. 262 bis 266). Sein Interview in der Badi- 
schen Zeitung vom 4. März 1975 geht vom Energieprogramm 
der Bundesregierung aus und ist von der Sorge getragen, daß 
die für den Bau des Kernkraftwerkes in Wyhl zuständige Lan- 
desregierung durch ihr Verhalten in Wyhl die Verwirklichung 
des Energieprogramms der Bundesregierung nicht erleichtert, 
sondern erschwert hat. Auch die bei der Besprechung des Bun- 
deskanzlers mit den Regierungschefs der Länder am 29. Novem- 
ber 1974 beschlossene gemeinsame Bemühung um Aufklärung 
der Bevölkerung über diese Fragen wurde durch die Handha- 
bung der Standortfrage Wyhl seitens der baden-württember- 
gischen Landesregierung nicht unterstützt. 
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Zum Gesamtzusammenhang der gemeinsam zu leistenden Auf- 
klärung wird es gehören, auch die Möglichkeiten der Energie- 
einsparung nicht außer acht zu lassen. Zu diesem Aspekt sei 
verwiesen auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage betr. Energieforschung, Energieersparnis vom Juli 1974 
(Drucksache 7/2366), die Erste Fortschreibung des Energiepro- 
gramms der Bundesregierung vom September 1974 (Drucksache 
7/2713; insbesondere Textziffern 18 bis 20, 68 bis 72), den vom 
Bundeskabinett am 23. April 1975 verabschiedeten Bundesfor- 
schungsbericht V, insbesondere Textziffer 53, und die vom 
Bundeskabinett am selben Tage verabschiedete Antwort auf die 
Große Anfrage betr. rationelle Energieverwendung, die dem 
Deutschen Bundestag in diesen Tagen zugeht. 



